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Liebe Leserinnen und Leser, 

ein seltsamer Sommer hat da gerade begonnen: Hitze, Gewit-
ter - aber keine wirkliche Entspannung der aufgeladenen Situation. 
Ähnlich sieht es mit dem derzeitigen gesellschaftlichen Klima aus: 
hitzige Streikaktionen, Ministerpräsident Platzeck (SPD) bei der 
Kita-Demo in Potsdam - aber eine Verbesserung der Situation wird 
nur halbherzig angekündigt, wenn überhaupt. Frau Reiche von der 
CDU versucht dann auch noch, die angekündigte Wiederherstellung 
der Personalausstattung in den Brandenburgischen Kitas auf dem 
Niveau von 1993 als großen Fortschritt zu verkaufen. Zudem kann 
man sich nicht sicher sein, ob der Betreuungsschlüssel wirklich 
verbessert wird, denn Versprechungen der Großen Koalition - ob 
in Berlin oder Potsdam - sind in etwa so glaubwürdig, wie der 
Wetterbericht für den Wahlsonntag. Fakt ist: Sollte es hier zu einem 
Umdenken der Landesregierung kommen, ist dies nur dem massi-
ven Druck der Beschäftigten, ihrer Gewerkschaften und nicht zuletzt 
den Eltern zu verdanken, die über Wochen und Monate fantasievoll 
und nachdrücklich auf die Probleme bei der Betreuung der Kinder 
hingewiesen haben. Alternativen sind machbar, sowohl bei der Kin-
dertagesbetreuung, als auch bei vielen anderen Themen, die für die 
Menschen von Bedeutung sind. Ich kämpfe nach wie vor für einen 
gesetzlichen Mindestlohn, für die Verbesserung der Lebensbedin-
gungen von Kindern und ihren Familien sowie gegen die Rente mit 
67. In diesem Sinne kann ich eines vorhersagen: Es wird ein heißer 
Sommer! 

		              Viel Spaß beim Lesen Ihre Diana Golze

Ich werde nichts darüber sagen, ob den Deutschen nach der 
Wahl Steuererhöhungen oder Sozialkürzungen ins Haus stehen. 

		  Peer Steinbrück (SPD), Finanzminister

Für eine solidarische und nachhaltige 
Kinderpolitik fordert DIE LINKE in ihrem 
Bundestagswahlprogramm 2009 u.a.:
 
• Gebührenfreie, qualitativ hochwertige 
öffentliche Kinderbetreuung flächendeckend 
garantieren: Rechtsanspruch auf einen 
gebührenfreien Ganztagsbetreuungsplatz  
für jedes Kind ab dem ersten Lebensjahr  
einführen; Öffnungszeiten der  
Betreuungseinrichtungen flexibel gestalten;
• Elterngeld zu einem sozial ausgestalteten 
Elterngeldkonto weiterentwickeln: für Väter 
und Mütter einen nicht übertragbaren gleichen 
Anspruch auf jeweils zwölf, für Alleinerziehen-
de 24 Monate schaffen; Inanspruchnahme in 
Teilabschnitten von mindestens zwei Monaten 
bis zur Vollendung des siebten Lebensjahres 
des Kindes ermöglichen;
• höherer Regelsatz für Kinder und  
Jugendliche, die Leistungen nach Hartz IV  
beziehen: den Regelsatz sofort deutlich  
anheben; 

6. und 10. Juli
LandesgruppenTour der  

Brandenburger MdB, Informationen 
auf meiner Homepage

10. Juli 15 Uhr 
Eröffnung des Wahlquartiers in  
den Potsdamer Bahnhofspassagen

11. Juli 10 Uhr 
Landesparteitag zum  
Wahlprogramm für die  
Landtagswahlen, Potsdam in den 
Bahnhofspassagen

15. Juli 9.30 bis 11 Uhr 
Der Stadtverband DIE LINKE.  
Brandenburg an der Havel lädt ein 
zum „Frühstück für Jedermann“. 
Ort: Geschäftsstelle, Altstädtischer 
Markt 2 

18. Juli 
„Laut und bunt“-Festival,  
Rathenow, Mühlehof

22. Juli 14 Uhr 
Kandidatenforum zur  
Bundestagswahl organisiert vom  
SeniorInnenverband in Jüterbog  
Ort: Gaststätte „Schmied zu 
Jüterbog“

• jungen Erwachsenen ab dem 18. Lebensjahr 
einen Anspruch auf eine eigene  
Haushaltsführung außerhalb des Elternhauses 
verschaffen; einen eigenständigen  
Mindestsicherungsanspruch für Kinder unter 
Berücksichtigung von eigenem Einkommen  
und Unterhaltsansprüchen einführen;
• Kinderarmut dauerhaft verhindern: den 
bedarfsorientierten Kinderzuschlag und das 
Kindergeld sofort auf je 200 Euro erhöhen; 
beide Leistungen zu einer bedarfsorientierten 
Kindergrundsicherung zusammenführen und 
ausbauen; 
• das Recht auf Bildung im Grundgesetz  
verankern: berufliche Ausbildung und  
Gemeinschaftsaufgabe Bildung in dieses  
Recht einbeziehen; 
• Kita- und Studiengebühren abschaffen:  
die Lehr- und Lernmittelfreiheit sichern,  
Schul- bzw. Prüfungsgebühren in  
der beruflichen Bildung abschaffen; 
• Kinderrechte auf Förderung, Schutz und 
Beteiligung im Grundgesetz verankern;

 mich dafür ein, dass Kinder gesund auf-
wachsen, freien Zugang zu guter Bildung 
haben und gleichberechtigt am alltäglichen 
Leben teilhaben können. 

Millionen von Kindern und Jugendlichen 
nutzen die außerschulischen Bildungsan-
gebote in Vereinen, Jugendverbänden und 
Einrichtungen der Jugendarbeit. Kürzungen 
in der Kinder- und Jugendarbeit müssen 
durch eine Gemeinschaftsanstrengung von 
Bund, Ländern und Kommunen rückgängig 
gemacht werden! Nur mit personell und fi-
nanziell gut ausgestatteten Jugendämtern 

sowie einheitlichen Qualitätsstandards kann 
auch ein adäquater Kinderschutz gelingen. 
Entsprechend der Bedeutung der Jugendar-
beit gerade in strukturschwachen Regionen 
muss diese finanziell untersetzt sein. Der 
demographische Wandel sowie die anhal-
tende Abwanderung aus Ostdeutschland 
dürfen nicht für Einsparungen in diesem 
sensiblen Bereich genutzt werden. Das Ge-
genteil sollte der Fall sein. Investitionen in 
qualifiziertes Personal sind notwendig, um 
Familien mit Kindern frühzeitige professio-
nelle Hilfe anbieten zu können. 



systems gegenüber anderen Schüler/innen 
in Sozialleistungsbezug nicht finanziell be-
nachteiligt werden. 

Gemeinsam mit dem Bundesrat forderte 
die KiKo die Bundesregierung auf, die Re-
gelleistungen sowie die Regelsätze für hilfe-
bedürftige Kinder neu zu bemessen. Hierbei 
sind die besonderen Bedarfe für die Mit-
tagsverpflegung in Ganztagsschulen oder 
Schulen mit einem Bildungs- und Betreu-
ungsangebot am Nachmittag und in Kinder-
tageseinrichtungen zu berücksichtigen. 

Sozialleistungen für Kinder in Hartz-IV 
müssen sich an deren Bedarf orientieren. 
Eine konkrete kinderspezifische Bedarfsana-
lyse ist notwendig. Bei der Erhebung müssen 
Kosten für gesunde Ernährung, Kleidung, 
Schulbesuch und Teilnahme an kulturellen 
Angeboten einbezogen werden. Ich setze

finden sich Kinder an einer Stelle wieder, im 
Artikel 6, der sie jedoch nur als „Regelungs-
gegenstand“ der Norm, also als Objekte be-
trachtet: „Pflege und Erziehung der Kinder 
sind das natürliche Recht der Eltern und 
die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht“ 
(Art.6 GG, Absatz 2). Kinder werden nicht 
als Rechtssubjekte behandelt, eigenständi-
ge Kinderrechte findet man nicht, im Jahr 
2009 ein Zustand, der nichts mehr mit der 
Realität zu tun hat. Kinderrechte gehören 
endlich ins Grundgesetz und müssen vor-
behaltlos umgesetzt werden! Das soll auch 
meine Zielmarke für die nächste Legisla-
turperiode sein. Denn Kinderrechte, die 
einklagbar sind, bilden den Grundstein zur 
Lösung für die vielen Probleme.

schulen bis hin zu höheren Anforderungen 
an die Elternberatung. Diese Aufgaben 
können nur erfüllt werden, wenn der Per-
sonalschlüssel und die Qualifizierung des 
Personals Schritt halten. Eine individuelle 
Sprachförderung ist in einer Gruppe von 13 
und mehr Schützlingen pro Erzieherin nicht 
zu machen. Ebenso wenig ist sie von einer 
nicht entsprechend qualifizierten Mitarbei-
terin zu leisten. Um sicherzustellen, dass 
beim Ausbau des Kinderbetreuungsange-
bots Quantität und Qualität gleichermaßen 
berücksichtigt werden, fordert DIE LINKE 
entsprechende Standards. Dazu sollten 
neben der Personalausstattung auch die 
Ausbildung sowie die Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten gehören. Erzieherinnen, 
an die aus gutem Grund hohe fachliche An-
forderungen gestellt werden, müssen auch 
entsprechend entlohnt werden.

Die Armut von Kindern und Jugendli-
chen ist eines der unerträglichsten, aber 
auch vermeidbarsten Probleme. Bei der 
Bekämpfung gibt es keine einfache Lösung. 
Es bedarf Aktivitäten auf allen politischen 
Ebenen. Wichtig ist: Soziale Transfers 
dürfen dabei nicht gegen infrastrukturelle 
Investitionen ausgespielt werden. Auf bei-
den Gebieten sind dringend Verbesserun-
gen zugunsten der Kinder durchzusetzen. 
Dies ergab (auch) eine Anhörung der Kin-
derkommission zum Thema „Maßnahmen 
gegen Kinderarmut“. 

Ich begrüße ausdrücklich die nachträgli-
che Ausweitung des Schulbedarfspaketes. 
Gerade Leistungsempfänger/innen nach 
dem SGB II und SGB XII, die einen höhe-
ren Bildungsabschluss anstreben, sollten 
angesichts der Diskussionen um die soziale 
Durchlässigkeit des deutschen Bildungs-

Die Diskussion um die Rechte von Kindern 
ist eine traurige Never-Ending-Story. Das in-
ternationale Übereinkommen über die Rech-
te des Kindes wurde von der Bundesrepu-
blik ratifiziert und trat 1992 in Kraft - doch 
wird es bisher nicht vollständig umgesetzt. 
Es wurde viel in der deutschen Gesetzge-
bung verändert und dadurch die Rechte von 
Kindern gestärkt. Dies ist vor allem in den 
Kindschaftsrechtsfragen geschehen, die den 
Umgang von Kindern mit beiden Eltern auch 
nach einer Trennung deutlich besser regeln. 
Auch die Gleichstellung von Kindern von 
nicht verheirateten Eltern war ein wichtiger 
Schritt für die Umsetzung der Kinderrechte.

Die Verankerung der Kinderrechte im 
Grundgesetz aber ist längst überfällig. Hier 

DIE LINKE im Bundestag unterstützt die 
vom Paritätischen Wohlfahrtsverband, dem 
Diakonischen Werk der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD) und der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
erhobene Forderung nach einer „Qualitäts-
offensive in den Kitas“. Eine gute Kita ist 
nicht zum Billigtarif zu haben. Es geht eben 
nicht nur um die Betreuung der Kinder, son-
dern auch um hochwertige Bildungsange-
bote. Das oft bemühte Argument, Bildung 
sei im föderalen System Ländersache, darf 
nicht dazu benutzt werden, sich beim Kita-
Ausbau mit einer Steigerung des Platzange-
bots zu begnügen. Wir brauchen auch mehr 
Personal. Der quantitative Ausbau muss 
mit der Verbesserung der Qualität Hand in 
Hand gehen.

Den Kitas wurde eine Reihe zusätzlicher 
Aufgaben übertragen, von der Sprachförde-
rung über die Kooperation mit den Grund-

Wege gegen Kinderarmut

KinderRechte

Gute Kitas sind nicht zum Billigtarif zu haben
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Hofkultur von Kindern aus dem Milower Land
Es ist heutzutage leider nicht mehr selbst-

verständlich, dass Kinder und Jugendliche an 
Kunst und Kultur herangeführt werden. Dies 
ist nicht zuletzt der Einkommenssituation in 
vielen Familien geschuldet. In Haushalten 
von Geringverdienern und Empfänger/in-
nen von Sozialleistungen sind Ausgaben für 
Kultur ein unerschwinglicher Luxus. Deshalb 
begrüße ich die Initiative von Annette und 
Gerhard Göschel, in diesem Jahr ihre be-
liebte Galmer Hofkultur dem künstlerischen 
Nachwuchs zu widmen, außerordentlich.

Der Objektkünstler Gerhard Göschel und 
seine Ehefrau Annette veranstalten seit 
dem Jahr 2000 auf ihrem Drei-Seiten-Hof 
im Zollchower Ortsteil Galm die Hofkultur. 
Es ist ihr Anliegen, zeitgenössische Musik 
und moderne Objektkunst gemeinsam zu 

präsentieren. Unterstützt wird es durch den 
Verein Zeitgenössische Kunst und Kultur im 
Milower Land e.V. Inzwischen hat das Ehe-
paar Göschel verschiedene Kunstprojekte 
und Workshops mit Mädchen und Jungen 
der Grundschule Großwudicke veranstaltet. 
Dabei ließen die Schulkinder ihrer Kreativi-
tät freien Lauf und verwandelten alte Stühle 
in Kunstobjekte.

Ich freue mich, dass ich mit meiner Diä-
tenspende im Juni die Arbeit des Kunstver-
eins unterstützen kann, die in diesem Jahr 
gerade Kindern zu Gute kommt. Ich wün-
sche Annette und Gerhard Göschel und den 
Vereinsmitgliedern viel Erfolg bei der Vorbe-
reitung des Kunstereignisses. 

Die Kinder-Hofkultur findet am 12. Sep-
tember statt.

		             Bitte wenden...


